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Dringlicher Antrag  

der Grünen-ALG  

 

eingebracht in der Gemeinderatssitzung vom 4. Juli 2013 

von 

GRin Mag.a DI (FH) Daniela Grabe 

Betrifft: Forcierung der Grazer Open Government Data-Politik 

Datenschutz, Transparenz, Daten-Freigabe, aber natürlich auch Sicherheit vor 
unrechtmäßiger Datenverwendung (oder -Zurückhaltung) seitens staatlicher oder 
städtischer Verwaltung sind derzeit – aus wichtigem Grund – in vieler Munde:  
− einerseits aufgrund von Bestrebungen wie Transparenz-Gesetz (derzeit leider auf 

Bundesebene „vertagt“) und „Open Government Data“-Initiativen (Offenlegung 
von nicht-personenbezogenen Verwaltungsdaten zur freien Nutzung für IT-Commu-
nity, Wissenschaft und Forschung, Web-EntwicklerInnen etc.) bis hin zur jüngst 
beschlossenen G8 Open Data Charter; 

− andererseits aber auch aufgrund aktueller Fälle staatlicher und privater Daten-Missbräuche 
(Internet-Überwachung à la “PRISM“&Co, Facebook-“Datenschutz-Pannen“ usw.): 

• https://www.transparenzgesetz.at/ („Gläserner Staat, statt gläserner Bürger: Mehr als 80 Staaten haben 
Informationsfreiheitsgesetze, Österreich nicht. Österreich ist das letzte Land der alten EU-15, in dem das 
Amtsgeheimnis noch in der Verfassung steht. Das muss sich ändern. Ein offener Staat lässt seine Bürger wissen.“) 

• OGD Graz: http://data.graz.gv.at/  („Open Government Data (offene Verwaltungsdaten): Die Offenlegung von 
Verwaltungsdaten wird als Mittel zur Steigerung der Beteiligung in einem gemeinsamen Werterstellungsprozess von 
Politik, Verwaltung, BürgerInnen, Forschung  und Wirtschaft diskutiert. Die damit einhergehende Transparenz von 
Daten und Informationen steigert das Vertrauen aller an Verwaltungsprozessen Beteiligter, führt zu neuen Ge-
schäftsmodellen und festigt mittel- bis langfristig die bestehenden demokratischen Institutionen.“) 

• G8 Open Data Charter: www.gov.uk/government/publications/open-data-charter („G8 leaders 
signed the Open Data Charter on 18 June 2013. The Open Data Charter sets out 5 strategic principles that all G8 
members will act on. These include an expectation that all government data will be published openly by default, 
alongside principles to increase the quality, quantity and re-use of the data that is released. [..] These will help unlock 
the economic potential of open data, support innovation and provide greater accountability“) 

 

Positive Entwicklungen wie Informationsfreiheitsgesetze in etlichen Ländern oder OGD-
Initiativen einerseits, aber auch die erwähnten Überwachungsskandale führen dazu, 
dass sich immer mehr Menschen mit der Nutzung von Daten, der Öffnung der Verwal-
tung, Nachvollziehbarkeit von verwaltungs- und politischen Entscheidungen und digita-
len Formen von BürgerInnen-Beteiligung beschäftigen, erfreulicherweise: Schließlich 
sind es doch zwei Seiten derselben Medaille: das Bewusstsein über den möglichen ge-
sellschaftlichen Mehrwert bei der Nutzung öffentlicher Daten auf der einen und das Be-
wusstsein über die Schutzverpflichtung personenbezogener Daten auf der anderen Seite. 
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Wichtige Zielsetzungen für diese Transparenz-Initiativen zur Nutzbarmachung von 
Verwaltungsdaten sind u.a.: Nachvollziehbarkeit öffentlicher Verwaltung, 
Transparenz von Politik-Entscheidungen, Nutzen für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Bevölkerung sowie Innovation, die durch die weitere Verwendung 
dieser Daten entstehen kann. Open Government Data-Initiativen, die auch in eini-
gen österreichischen Städten und Bundesländern ja auf gutem Wege sind, haben 
bereits zur Entwicklung von einigen für die Öffentlichkeit überaus hilf- 
oder aufschlussreichen Internet-Anwendungen geführt wie 
etwa: 
• die Linzer "Lilli"-App, ein kostenloser Routenplaner für alle An-

droid-Smartphones, der neben dem aktuellen Fahrplan der 
Linz AG Linien alle Abfahrtszeiten unter Berücksichtigung 
eventueller Verspätungen und Störungen anzeigt und in dem 
Startpunkt sowie Zielort wahlweise in Form von Haltestellen 
oder Positionen anhand der Straßenkarte eingegeben werden 
können. Lilli zeigt die gewünschte Route von Tür zu Tür 
inklusive aller Fußwege (http://www.data.gv.at/anwendungen/lilli-
linzer-linien-routenplaner-fur-offis-der-linz-ag-linien) 

• Digital zugängliche Baumkataster wie etwa jener in Wien: 
http://data.wien.gv.at/katalog/ baumkataster.html (in Graz ist 

Ähnliches derzeit in Vorbereitung), mit 
dem die Bevölkerung auch aktiv beim 
Schutz vor unbewilligten Baumfällungen 
und dergleichen mithelfen kann. 

• Luft-Güte-Apps, wie etwa 
jene, die mit den (stündlich 
aktualisierten) Daten des 
österreichischen Umwelt-
bundesamts gespeist wer-
den 
(http://www.umweltbundes-

amt.at/umweltsituation/luft/luftguete_aktuell/) 
• oder auch die von der Stadt Graz selbst entwickelte „Defi-App“, die 

ja bekanntlich anhand des aktuellen Standortes 
alle – möglicherweise lebens-rettenden – 
Defibrillatoren in der näheren Umgebung 
anzeigt, 

• sowie Visualisierung von Budgetdaten oder 
Rechnungsabschlüssen wie etwa auf der Plattform 
www.offenerhaushalt.at mit einer Übersicht über 
den Grazer Rechnungsabschluss 2011.  

 

Aus gutem Grund hat der Gemeinderat der Stadt 
Graz bereits im März 2012 den Grundsatzbe-
schluss für das Open Government Data Portal 
der Stadt Graz gefasst, das den Bürgerinnen und 
Bürgern von der Verwaltung gesammelte Daten und Statistiken kostenlos 
bereitstellt und damit eine moderne, serviceorientierte Verwaltung und 
Transparenz politischer Entscheidungen unterstützt, Nutzen für Wirtschaftstrei-
bende ermöglicht und Antrieb für Innovation darstellt. 

 

Die Stadt Graz ist in Sachen Open Government Data also bereits sehr aktiv 
und sehr engagiert, wenn man die intensiven Bemühungen der Grazer OGD-Ver-
antwortlichen und der für die derzeitigen Umsetzungsphasen besonders wichtigen 
Abteilungen und Referate betrachtet (Statistik, Stadtvermessungsamt, Umwelt-
amt, Referat für Wahlen und einige mehr). 
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Allerdings ist der Grundsatz von Open Government Data, also gewissermaßen die 
„OGD-Grundhaltung“: Open by Default (siehe auch G-8 Charta), dass sämtli-
che Daten, die nicht dem Datenschutz unterliegen, auch für jene verfügbar ge-
macht werden sollen, in deren Dienste diese Daten erstellt und gesammelt worden 
sind, noch nicht in allen Bereichen der städtischen Verwaltung zur Selbst-
verständlichkeit geworden. Noch nicht überall hat diese Grundhaltung Eingang in 
die alltäglichen technischen Verwaltungsabläufe gefunden (z.B. Daten von Anfang 
an im OGD-konformen Format anlegen), wie sich in der alltäglichen Arbeit mit 
OGD-Daten an manchen Stellen gezeigt hat. 

Die Grazer „OGD-Community“ (offener Arbeitskreis aus IT-SpezialistInnen, 
MitarbeiterInnen der städtischen Verwaltung, BügerInnenbeteiligungs-
InteressentInnen,  Lehrenden und Lernenden der technischen und medien-
kundlichen Hochschul-Einrichtungen und GemeinderatsvertreterInnen) beschäftigt 
sich daher seit der OGD-Einführung in Graz im Juni 2012 intensiv mit Fragen wie: 

• Ausbau der Veröffentlichung von Verwaltungsdaten, Austausch mit der 
Stadt Graz bezüglich der Inhalte künftiger Veröffentlichungsphasen 

• Verfügbarmachung bereits veröffentlichter Daten für intelligente, der Allge-
meinheit Mehrwert schaffende Anwendungen (im Bereich Statistik, Ver-
kehr, Abfallwirtschaft, Geodaten und vieles mehr), 

• Ausbau des Informationsaustauschs zwischen EntwicklerInnen, ForscherIn-
nen, „Community“ und der städtischen Verwaltung  

• oder auch Aufzeigen von Verbesserungsmöglichkeiten bei veröffentlichten 
Datenbeständen, beim Prozedere bis hin zur Veröffentlichung oder auch bei der 
Kooperation zwischen den verschiedenen beteiligten „Playern“ (Magistrat, Hol-
ding Graz GmbH, Land Steiermark, Verkehrsverbund u.a.)  

 

In diesem Kontext ist auch das – in der unten angeführten – Petition 
zusammengefasste Anliegen der OGD-Community entstanden, dass sich der 
Gemeinderat der Stadt Graz knapp anderthalb Jahre nach dem Grundsatzbeschluss 
mit dem aktuellen Stand der Grazer OGD-Initiative beschäftigen, die erzielten 
Fortschritte würdigen und aber auch ein deutliches Bekenntnis zum Ausbau 
dieses erfolgreichen Verwaltungsöffnungs-Modells beschließen möge. 

 

Daher stelle ich im Namen des Grünen Gemeinderatsklubs, unterstützt durch die GR-
Klubs von ÖVP, Piraten…. folgenden 

 

Dringlichen Antrag 

1. Die Stadt Graz bekennt sich im Sinne der weiteren Öffnung der Verwaltung 
für Bürgerinnen und Bürger, im Sinne der Ausweitung von Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen und im Sinne einer noch besseren 
Nutzbarmachung der öffentlichen Verwaltungsdaten noch konsequenter als 
bisher dazu, eine Politik der offenen Regierungsdaten zu verfolgen. 

2. Die Stadt Graz setzt sich zum Ziel, dass diese Politik der offenen 
Regierungsdaten für alle städtischen Behörden und Einrichtungen, 
einschließlich der städtischen Beteiligungen und Firmen verbindlich wird. Die 
Schritte bis zur Umsetzung dieser Verbindlichkeit mögen von den 
entsprechenden Abteilungen des Magistrats geprüft und vorbereitet werden. 

3. Die Stadt Graz bekennt sich zu den Zielsetzungen der nachfolgenden Peti-
tion der Grazer OGD-Community. 



 

 

Petition der Grazer OGD-Communitiy, Juni 2013 (initiiert von A. Zurk/OGD-Graz-Community, Heinz 
Wittenbrink/ FH JOANNEUM/Media and Interaction Design/Journalismus und Public Relations, Keith 
Andrews/TU Graz/Institut für Informationssysteme und Computer Medien u.a.) an den Grazer Gemeinderat: 

 

Open Data Prinzipien Graz – Forcierung der Grazer OGD-Politik 

Nicht nur wirtschaftliche Gründe sprechen für eine konsequente Open Government Data Politik, sondern 
insbesondere auch die Zugänglichkeit aller für politische Entscheidungen wichtigen Daten – ist dies 
doch eine essentielle Voraussetzung für demokratische Entscheidungsfindung und Partizipation aller 
BürgerInnen an politischen Vorgängen. 

Mit Hanna Arendt ist über alle Parteigrenzen festzuhalten, dass Tatsacheninformationen für das politi-
sche Handeln eine essentielle Rolle haben, sie “inspirieren das Denken und halten Spekulationen in 
Schach”. http://berlinergazette.de/mercedes-bunz-wikileaks-wahrheithannah-arendt/. 

Die Digitalisierung unserer Welt führt dazu, dass sachgerechte politische Entscheidungen oft u.a. auf di-
gital verfügbaren Daten basieren, die den sachlichen Hintergrund abbilden, vor dem von Politik und Ver-
waltung Entscheidungen getroffen werden. Da dies Daten sind, die nicht nur die Nachvollziehbarkeit 
von Entscheidungen um einiges leichter und transparenter machen, sondern auch großteils ja als 
öffentliche Daten auch aus Mitteln der Allgemeinheit und im Dienste der Allgemeinheit ermittelt 
worden sind, sollen diese – nicht-personenbezogenen – Daten auch der Öffentlichkeit ohne weitere ad-
ministrative Schritte, also etwa ohne jeweils eigens notwendige Ansuchen oder andere administrative 
Notwendigkeiten seitens der potenziellen NutzerInnen zeitnah und insbesondere in direkt maschi-
nenlesbarer Form zugänglich gemacht werden – so wie es in einigen der OGD-Veröffentlichungsbe-
reiche erfreulicherweise ja auch bereits Usus ist. 

Ziel unseres Vorschlags ist es, dass 

• die Standards offener Regierungsdaten rasch zur Norm für alle städtischen Verwaltungsdaten wer-
den, soweit sie nicht die Privatsphäre/Rechte von BürgerInnen/Dritten betreffen, und  

• dass in Graz diese Politik offener Regierungsdaten mit hinreichend Ressourcen dotiert wird, 
• dass organisatorische und personelle Voraussetzungen fortentwickelt werden, um Verwaltungs- 

daten als von allen BürgerInnen nutzbares Gut zu realisieren, ihre Verwendbarkeit bestmöglich zu 
sichern und die Nutzbarmachung zu unterstützen,  

• sowie die Frage der digitalen Verfügbarkeit öffentlicher Verwaltungsdaten und daraus entwickelter 
Internet-Applikationen einer breiten Öffentlichkeit, aber – z.B. durch gemeinsame Proekte – auch in 
Grazer Ausbildungs- und Forschungsstätten (Universitäten, Fachhochschulen, Schulen u.a.) zu 
thematisieren. 

 

Seitens der Proponenten ist vorgeschlagen,  

• dass das unter Einbeziehung der InteressentInnen der Grazer OGD-Community unter Beiziehung wis-
senschaftlicher Begleitung und Evaluierung (insbesondere via FH JOANNEUM und TU Graz) umgesetzt 
wird  

• und künftig anlässlich jedes „OGD-Stammtisches“, zumindest aber einmal je Quartal, ein 
zweckmäßiger Bericht dazu an alle Interessierten ergeht. 

 

Wir ersuchen deshalb zeichengebend zu beschließen: 

1. Die Stadt Graz bekennt sich dazu, noch konsequenter eine Politik der offenen Regierungsdaten 
verfolgen.  

2. Alle nicht auf Personen bzw. Dritte bezogenen Verwaltungsdaten sollen baldmöglichst offen, ma-
schinenlesbar und den internationalen und nationalen OpenData-Standards entsprechend und 
unter freien Lizenzen vorliegen, sofern nicht rechtliche oder andere nachvollziehbare (z.B. 
betriebswirtschaftliche) Gründe dem entgegenstehen. 

3. Die Administration soll durch ein entsprechendes Datenmanagement die bestmögliche Nutzbarkeit 
des öffentlichen Kapitals Verwaltungsdaten durch alle BürgerInnen, IT-Community, ForscherInnen 
oder Wirtschaftstreibenden sicherstellen und die Art und Intensität der Nutzung in geeigneter Art 
und Weise zu einem die OGD-Politik lenkenden Maßstab erklären. 

4 .  Diese Politik der offenen Regierungsdaten soll für alle städtischen Behörden und Einrichtungen, 
einschließlich von städtischen Beteiligungen, Firmen und Holdings verbindlich sein; die Schritte bis 
zur Umsetzung dieser Verbindlichkeit mögen von den entsprechenden Abteilungen des Magistrats 
geprüft und vorbereitet werden. 

http://berlinergazette.de/mercedes-bunz-wikileaks-wahrheithannah-arendt/



